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Anhörung des Ausschusses für Gesundheit am 17. April 2013 zu den Anträgen

der Fraktion der SPD

,,Bestechung und Bestechlichkeit im Gesundheitswesen unter Strafe stellenr'
BT-Drucks ache 17 I 12213,

der Fraktion DIE LINKE
,,Unabhängigkeit der ärztlichen Entscheidung, sichern - Korruptives Verhalten effektiv
bekämpfen66
BT-Drucksache I 7 I 12451

UNd dEr FTAKtiON BÜNDNIS 9OIDIE GRLTNEN

,,Korruption im Gesundheitswesen strafbar machen66
B T-Drucks ache 12 I 1269 3

Sehr geehrte Damen und Hemen,

irn Auftrag des Deutschen Anwaltvereins, dem rund 67.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte deutschlandweit angeschlossen sind, nehme ich zu den vorliegenden Anträgen zur Einfüh-

rung von Straftatbeständen für das Gesundheitswesen wie folgt Stellung:
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I. Einleitung

In Anknüpfung an die Entscheidung des großen Senats für Strafsachen des BGH vom

29.03.2012 fordern die Fraktionen mit den vorliegenden Anträgen neue gesetzliche Straftatbe-

stände, mit denen der Korruption irn Gesundheitswesen begegnet werden soll. Darüber hinaus

fordert die Fraktion BÛNONIS 90/DIE GRÜNEN, Regelungen für Transparcnzund den Aus-

tausch zwischen den beteiligten Behörden zu schaffen.

Den Fraktionen ist zuzugestehen, dass offenbal ein Handlungsbedarf besteht, Einflussnahmen

im Gesundheitsbereich, die sich zum Schaden der Patienten und auf die Qualität der ärztlichen

Leistung auswirken können, entgegenzutreten. Fraglich ist, ob der vorliegende Befund es recht-

fertigt, auf das Strafrecht als Ultima Ratio zurückzugreifen. Darüber hinaus muss es Bedenken

begegnen, wenn hier für einen Sachverhalt, der grundsàtzhch in $ 299 StGB bereits geregelt ist,

Sonderstrafrecht für eine bestimmte Berufsgruppe geschaffen werden soll.

Im Einzelnen:

1. Bestehende Unzulänglichkeiten außerhalb des Strafrechts

Bei den festgestellten Missständen, die auch Gegenstand der Entscheidung des großen Strafse-

nats waren, geht es darum, dass Ärzte gegen ärztliches Berufsrecht verstoßen haben oder ver-

stoßen haben sollen. Im Bereich des Gesundheitswesens gilt die Sorge nicht so sehr einer Ver-

zerrung des Wettbewerbs, als dem Wohl der Patienten und der Qualität der arztlichen Leistung.

Es stellt sich die Frage, ob den Patienten geholfen ist, wenn bestimmte Verhaltensweisen, die

bereits jetzt gegen ärztliches Berufsrecht verstoßen, nun auch noch strafrechtlich geahndet wer-

den. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass der Eindruck entstehen muss, dass im

Rahmen der berufsrechtlichen Möglichkeiten längst nicht alle Einflussnahmen ausgeschöpft

sind und der Gesetzgeber in der Vergangenheit auch darauf verzichtet hat, hier bereits auf der

Ebene des Berufsrechts wirksame Vorschriften und Handlungsmöglichkeiten zu schaffen. So

muss es befremden, dass die ärztliche Berufsaufsicht landesgesetzlich geregelt wird mit der

Folge, dass bundesweit ein Flickenteppich entsteht, den Patienten und möglicherweise auch

Arzte kaum überblicken können. Es ist nicht ersichtlich, was im Sinne von Patientenschutz

dafür spricht, das Recht der Arztberufe nicht, wie z. B. ftir die Rechtsanwälte in Art. 74 GG

vorgesehen, ztJm Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebet zumachen, mit der Folge, dass

Berufsaufsicht und berufsgerichtliches Verfahren bundesweit geregelt werden können. Das
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i) führt dazu, dass das Sozialrecht

dem Bundesgesetzgeber irn Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung überlassen bleibt. Die-

sem Gedanken widerspricht es - zumindest nach heutigern Verständnis von der sozialen Funkti-

on der arztlichen Versorgung - wenn das àrztliche Berußrecht den individuellen Entscheidun-

gen der Landesgesetzgeber überlassen bleibt. Das Ausmaß des Defizits an dieser Stelle wird

deutlich, wenn man betrachtet, dass selbst auf der Sanktionsebene länderrechtliche Unterschiede

bestehen. Während in zehn Bundesländern die berufsrechtliche Sanktion der Feststellung der

Berufsunwürdigkeit (mit der möglichen Folge des Entzugs der Approbation) vorgesehen ist,

sehen sechs Bundesländer eine solche Sanktionsmöglichkeit nicht vor. Ebenso sind die Mittel

für berufsrechtliche Ermittlungen unterschiedlich ausgestaltet. Bevor insoweit auf das Strafrecht

zurückgegriffen wird, würde es sich anbieten, in einem ersten Schritt ein bundeseinheitliches

Berufsrecht mit klaren Errnittlungsbefugnissen und Sanktionsmöglichkeiten im Rahmen des

Berufsrechts zu schaffen. Hierzu wäre zwar eine Verfassungsänderung erforderlich. Angesichts

der Brisanz des Themas sollte ein ernsthaftes Bemühen, die Missstände zu beseitigen, vor einer

solchen Maßnahme jedoch nicht Halt machen.

2. wenn Strafrecht, dann Regelung im strafgesetzbuch und nicht im sGB v

Soweit im Raum steht und von der Bundesregierung offenbar bevorzugt wird, eine Sonderrege-

lung im SGB V zu schaffen, ist dazu einzuwenden, dass damit eine sehr unvollkommene Situa-

tion geschaffen würde. Bestechungen und Bestechlichkeit von Arzten, die nicht als Kassenärzte

niedergelassen sind, wären davon nicht erfasst. Eine Ungleichbehandlung der beiden Arztgrup-

pen dürfte den verfassungsrechtlichen Vorgaben (vgl. BVerfG, 1 BvR 706108 vom 10.06.2009)

nicht entsprechen. Darüber hinaus wäre es nicht möglich, dem arztlichenFehlverhalten entspre-

chendes Fehlverhalten auf Seiten der nicht arztlichen Leistungserbringer im Gesundheitswesen

irn SGB V, das lediglich die sozialversicherungsrechtlichen Komponenten betrifft, zurcgeln.

Mit einer Regelung in SGB V würde ein Ausschnitt erfasst, das Verhalten aller anderen Betei-

ligten bliebe ungeregelt. Im Übrigen spricht nichts dafür, für die Ärzteschaft ein anderes Modell

der Bestechlichkeit und Bestechung, als es in $ 299 StGB vorgesehen ist, zu schaffen. Gemäß $

299 StGB ist die Gewährung von Vorteilen und die Entgegennahme von Vorteilen an und durch

den Geschäftsherrn, d.h. den selbständigen Unternehmer, nicht strafbar. Es ist nicht ersichtlich,

weshalb von dieser Grundentscheidung im Zusammenhang mit der Tätigkeit von Ärzten abge-

wichen werden sollte. Soweit hier der Schutz der Patienten eine besondere Rolle spielen soll,

sollte dem durch eine effektive Anwendungärztlichen Berufsrechts - die Kodifizierung, die
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bereits heute dem Patientenschutz verpflichtet ist - begegnet werden. Aspekte, die über den

reinen Patientenschutz und die Gewährleistung der Qualität der àrztlichen Leistung hinausgehen

und damit mit den Schutzgütern des ç 299 StGB übereinstimmen, sollten nicht entgegen $ 299

StGB an anderer Stelle anders geregelt werden. Solange nicht einrnal versucht worden ist, bun-

deseinheitlich mit entsprechenden Ermittlungsbefugnissen auf der berufsrechtlichen Ebene

gegen Arzte vorzugehen, die im Sinne der Berufsordnung versagt haben, scheint der Griff nach

dem Strafrecht verfrüht und unverhältnismäßig.

3. Transparenz vor Straftatbeständen

Sehr zu begrüßen ist der Vorschlag der Fraktion gtiNnNIS 90/DIE GRÜNE, umfassend Trans-

parenz irn Gesundheitswesen zu schaffen. In dem Zusammenhang muss auch überlegt werden,

ob die Schaffung von Straftatbeständen dem Verlangen von Transparenznichl"entgegensteht.

Transparen z wird nur zu erreichen sein, wenn die S icherheit besteht, dass Trans parenz - in
GrenzfÌillen - nicht erhebliche strafrechtliche Sanktionen nrr Folge hat. Insoweit sollte in einem

ersten Schritt festgestellt werden, wie sich Transparenz auf mögliche, heute zu beobachtende

Missstände auswirkt, um gegebenenfalls zu einem späteren ZeitpunktÜberlegungen zum Straf-

recht anzustellen.

M it freundlichen Grüßen
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Dr.ñ. Galen-
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